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Bericht der Staatskanzlei für die Sitzung des Ausschusses für 
Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie am 8. Juli 2026 

Berichtsbitte der Fraktion der FDP vom 22. Juni 2026 zur Thematik 
„Bürokratieabbau“. 

 

Die Landesregierung hat den Bürokratieabbau in den letzten Jah-
ren zu ihrer Priorität gemacht, um nicht nur die Verwaltung selbst, 
sondern insbesondere Bürgerinnen und Bürger sowie die Unter-
nehmen am Wirtschaftsstandort Nordrhein-Westfalen von büro-
kratischen Pflichten zu entlasten. Schon lange vor Beschluss der 
Föderalen Modernisierungsagenda hat sich die Landesregierung 
auf den Weg gemacht, wirksame Maßnahmen zum Abbau von un-
nötiger Bürokratie und zur Modernisierung der Verwaltung umzu-
setzen. 

Neben dem „Pakt für Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungs-
beschleunigung“ hat die Landesregierung am 12. November 2024 
ein eigenes Maßnahmenpaket auf den Weg gebracht. Das am  
12. November 2024 beschlossene „Erste Entlastungs- und Be-
schleunigungspaket“ ist nahezu abgeschlossen. Zuletzt wurde die 
Umsetzung der „One in, one out“- Regelung vom Kabinett be-
schlossen. Am 03. Februar 2026 hat die Landesregierung das daran 
anknüpfende „Zweite Beschleunigungs- und Entlastungspaket“ be-
schlossen. Von dem Zweiten Beschleunigungs- und Entlastungspa-
ket sind bereits zwölf von insgesamt 29 Maßnahmen abgeschlos-
sen. Bis Ende dieses Jahres soll das Paket vollständig abgeschlos-
sen sein.  

Nach Beschluss der Föderalen Modernisierungsagenda durch die 
Ministerpräsidentenkonferenz mit dem Bundeskanzler am 5. De-
zember 2025 hat die Staatskanzlei bereits im Januar 2026 einen 
ressortübergreifenden Prozess aufgesetzt, um die Umsetzung der 
Maßnahmen der Föderalen Modernisierungsagenda zügig anzuge-
hen.  
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Gemäß dem Ende Juni veröffentlichten, ersten Fortschrittsbericht 
geht die Umsetzung der Föderalen Modernisierungsagenda plan-
mäßig voran. Nordrhein-Westfalen zählt im Ländervergleich zu 
den Spitzenreitern. Allein seit Mai 2026 hat das Kabinett über fünf 
Gesetze zur Entlastung von Bürgern und Wirtschaft in Nordrhein-
Westfalen beschlossen. Neben diesem Prozess setzt sich die Lan-
desregierung Nordrhein-Westfalen auch auf Bund-Länder-Ebene 
mit Nachdruck dafür ein, die gemeinsamen Maßnahmen der Län-
der und des Bundes in Umsetzung zu bringen. Nordrhein-Westfa-
len gehört zu den koordinierenden Ländern der Bund-Länder-
Steuerungsgruppe und nimmt aktiv an mehreren Bund-Länder-Ar-
beitsgruppen teil.  

 

Zweites Gesetz zur Entlastung von Bürgern und Wirtschaft in 
NRW - Aufhebung von Berichts- und Dokumentationspflichten 
zu Lasten der Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen 

Im Zuge der Umsetzung der föderalen Modernisierungsagenda hat 
die Landesregierung am 5. Mai 2026 in dem Entlastungskabinett 
den Entwurf eines zweiten Gesetzes zur Entlastung von Bürgern 
und Wirtschaft in NRW zur Reduzierung von Berichts- und Doku-
mentationspflichten zu Lasten der Wirtschaft in Nordrhein-Westfa-
len beschlossen. Es handelt sich dabei um einen von bisher fünf 
Gesetzentwürfen zur Entlastung von Bürgerinnen und Bürgern 
und Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen, mit denen Maßnahmen 
der Föderalen Modernisierungsagenda umgesetzt werden. 

Nach Abschluss der ersten Ressortabstimmung und der Verbände-
anhörung befindet sich der Gesetzentwurf nunmehr in der zweiten 
Ressortabstimmung. Die Rückmeldungen im Rahmen der Verbän-
deanhörung fielen seitens der Wirtschaftsverbände durchweg sehr 
positiv aus. 
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Landesrechtlich geregelte Berichts- und Dokumentations-
pflichten zu Lasten der Wirtschaft in NRW 

Gesetzlich geregelte Berichts- und Dokumentationspflichten rich-
ten sich an unterschiedliche Adressaten. Mit dem o.g. Gesetzent-
wurf verfolgt die Landesregierung zunächst das Ziel, die Pflichten, 
die zulasten der Wirtschaft wirken, deutlich zu reduzieren. Damit 
setzt die Landesregierung Maßnahme 1 der Föderalen Modernisie-
rungsagenda bis zum Ende des Jahres um. 

Zu dem Befund in Bezug auf Berichts- und Dokumentationspflich-
ten zu Lasten der Wirtschaft zählt, dass für die Verpflichteten nicht 
deutlich wird, ob die konkret zu erfüllende Pflicht europa-, bundes- 
oder landesrechtlich motiviert ist. Die Landesregierung schafft mit 
dem Gesetzgebungsvorhaben bezogen auf die Landesebene 
Transparenz: Der Prozess zur Ermittlung der abzuschaffenden 
bzw. der weiterhin zwingend bestehenden Berichtspflichten wird 
derzeit ressortübergreifend umgesetzt. Sobald dieser abgeschlos-
sen ist, lassen sich auch quantitative Angaben treffen.  

Die Erforderlichkeit der Fortgeltung einer landesrechtlichen Be-
richts- oder Dokumentationspflicht bemisst sich nach allgemeinen 
Regeln. Insofern bleibt die Pflicht nur dann bestehen, wenn sie zur 
Erreichung des gesetzgeberischen Zwecks notwendig, also geeig-
net, erforderlich und angemessen, ist. Da „Erforderlichkeit“ ein un-
bestimmter Rechtsbegriff ist, erfolgt die Bestimmung durch Ausle-
gung im Einzelfall, wobei nach Maßgabe des Regelungszwecks ein 
enger Maßstab gilt. Diese Ermächtigung bezieht sich bloß auf sol-
che Berichts- oder Dokumentationspflichten, deren Aufrechterhal-
tung aufgrund überwiegender Gründe des Allgemeinwohls trotz 
des Interesses der Verpflichteten an ihrer Aufhebung gerechtfer-
tigt ist. Dies ist insbesondere der Fall, wenn eine Berichtspflicht der 
Erfüllung von Schutzpflichten des Staates oder der Umsetzung hö-
herrangigen Rechts dient. 

Mit der Erstellung der Rechtsverordnung wird es ab dem 1. Januar 
2027 eine transparente und abschließende Übersicht über die 
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landesrechtlichen Berichtspflichten für Unternehmen in NRW ge-
ben, die wir bisher nicht hatten. Die gewählte rechtliche Struktur 
bietet sodann die notwendige Flexibilität für den Fall, dass sich 
nachträglich Umstände ändern.  

Da es bisher keine belastbare Aufstellung aller landesseitigen Be-
richts- und Dokumentationspflichten gibt, ist eine seriöse Schät-
zung des zu erwartenden gesamtwirtschaftlichen finanziellen Ent-
lastungseffekts nicht möglich. Grundsätzlich können derartige Be-
rechnungen Orientierung und Transparenz bieten, ihre Aussage-
kraft ist jedoch auch sehr begrenzt, da Aussagen über weiterge-
hende gesamtwirtschaftliche Effekte nur schwer zu beziffern sind. 
Darüber hinaus wirkt die Abschaffung von Berichtspflichten nicht 
isoliert, sondern im Zusammenspiel mit weiteren Maßnahmen, 
von denen auch der Bund einige umzusetzen hat. Auch der Bund 
hat sich dazu verpflichtet die Erforderlichkeit aller Berichts- und 
Auskunftspflichten sowie Dokumentationspflichten kritisch zu 
überprüfen und zu reduzieren. In diesem Zusammenhang ist her-
vorzuheben, dass zahlreiche für Unternehmen belastende Be-
richts- und Dokumentationspflichten nicht landesrechtlich begrün-
det sind, sondern auf Bundesrecht oder EU-Recht beruhen. Dies 
belegen auch frühere Erhebungen zu Berichtspflichten. Die Lan-
desregierung hat daher über eine Bundesratsinitiative im letzten 
Jahr auch mögliche Entlastungen bei Berichts- und Dokumentati-
onspflichten auf Bundes- und EU-Ebene erfolgreich angeregt (BR-
Drs. 292/1/25). Viele der Anregungen wurden mittlerweile aufge-
griffen. 


